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Abrechnung der Kosten für energetische Maßnahmen an  Pfarrhäusern 
 

1. Der Bescheid über den Zuschuss aus den von der Landessynode beim Ausgleichstock 
bereitgestellten Mitteln der energetischen Verbesserung wird vom OKR auf der Basis des 
Instandsetzungsvorschlags mit Kostenberechnung festgesetzt.  

 
2. In dem Bescheid sind auch „nicht die energetische Verbesserung betreffende Leistungen“ 

aufgelistet. Sie können bei nachgewiesener Notwendigkeit abgerechnet und durch den 
„normalen“ Pfarrhausverfügungsfonds bezuschusst werden. Liegen diese unter 5.000 € greift 
die Bagatellgrenze nicht, d. h., auch unter 5.000 € liegende Beträge werden bezuschusst.  

 
3. In dem Bescheid sind auch „nicht zuschussfähige Leistungen“ aufgelistet, für die weder aus 

den Mitteln der energetischen Verbesserung noch aus dem Pfarrhausverfügungsfonds eine 
Bezuschussung erfolgt. Dazu gibt es eine stichwortartige Begründung, damit die 
Kirchengemeinde weiß, warum es dafür keinerlei Zuschüsse gibt.  

 
4. Den Zuschuss aus den  von der Landessynode bei den Kirchenbezirken bereitgestellten 

Mitteln der energetischen Verbesserung der Pfarrhäuser (Eigenmittel der Kirchengemeinden) 
legt der KBA fest. Er kann dies auch als prozentualen Anteil an den vom OKR festgelegten 
zuschussfähigen Kosten beschließen und die Kirchl. Verw.stelle (oder den KBA-Vors.) 
ermächtigen, die Festsetzung im Einzelfall vorzunehmen. Der Zuschuss wird über den OKR 
ausgezahlt.  

 
5. Die Kirchengemeinde kann nach Beginn der Baumaßnahmen schriftlich (formlos) beim OKR 

eine Abschlagszahlung mit 50 % auf den Zuschuss des Ausgleichsstocks und den Zuschuss 
aus den Sondermitteln des Kirchenbezirks beantragen. Das Architektenhonorar wird vorab 
direkt zwischen dem Architekt und dem OKR abgerechnet, wenn der OKR den 
Architektenauftrag erteilt hat. Es wird dann bei Abrechnung der Gesamtmaßnahme wie eine 
weitere Abschlagszahlung verrechnet. 

 
6. Nach Fertigstellung der Maßnahme sind die Kostenfeststellung und der Sachbuchausdruck 

mit den Belegen (ggf. Kopien) an den OKR zu schicken. Der OKR setzt dann den Zuschuss 
für die energetische Verbesserung und den Zuschuss aus dem normalen 
Pfarrhausverfügungsfonds fest. Dabei gelten folgende Regeln: 

a. Die Kleinreparaturenpauschale wird nicht abgezogen  
b. Die Instandsetzungspauschale wird abgezogen aber insgesamt nur einmal bis zur 

Höchstgrenze von 10.000 € (auch wenn gleichzeitig noch Maßnahmen anl. einer 
Vakatur mit abgerechnet werden) s. Nr. 2. 

c. Der Zuschuss wird auf volle 500 € aufgerundet.  
d. Der Zuschuss für die energetischen Maßnahmen ist ein Höchstbetrag. D. h., er 

reduziert sich bei niedrigeren Kosten. Liegen die Kosten bei der Abrechnung höher 
wird, nur der zugesagte Höchstbetrag ausbezahlt. (der Kirchenbezirk kann diese 
Mehrkosten aus den ihm zugesagten Sondermitteln bezuschussen.)  
Wird die Notwendigkeit unabweisbarer Maßnahmen (die nicht die energetische 
Verbesserung betreffen) vorab anerkannt, können diese Mehrkosten über den 
normalen Pfarrhausinstandsetzungsfonds abgerechnet werden.   
Alle nicht vorher genehmigten Maßnahmen können nicht bezuschusst werden. 

 
7. Nach Festsetzung des endgültigen Zuschusses für die energetischen Maßnahmen durch den 

OKR setzt der KBA den Zuschuss aus den dem Bezirk zur Verfügung gestellten Mitteln der 
energetischen Verbesserung (Eigenmittel der Kirchengemeinden) fest. Die Auszahlung erfolgt 
durch den OKR. Wenn Kirchenbezirke diese Zuschüsse als prozentualen Anteil an den 
zuschussfähigen Kosten festgesetzt haben, kann der Zuschuss auch durch die Kirchl. 
Verw.stelle zur Auszahlung angefordert werden.  
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